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Die Diskussion um eine Juristen-
ausbildung an den Fachhochschu-
len ist zu Studienbeginn neu ent-
brannt. Zahlreiche Missverständ-
nisse stehen dabei im Raum und
einer unaufgeregten, sachlichen
Diskussion im Wege.

Ganz grundsätzlich kann es
hier niemals um eine „Verlage-
rung“ der Juristenausbildung von
den Universitäten an die Fach-
hochschulen gehen. Sinnvoll wäre
allein ein Parallelangebot. Und
auch hierzu sind letzthin Varian-
ten präsentiert worden, die kaum
Sinn ergeben. So ist vorgeschla-
gen worden, die wirtschaftsrecht-
lichen Studien an die FHs zu ver-
legen, während die Universitäten
(weiterhin) „Generalisten“ ausbil-
den sollten. Ein solches Projekt
wäre von Anfang an zum Schei-
tern verurteilt. Ein Wirtschafts-
rechtsstudium als Hauptstudium,
das weder Fisch noch Fleisch ist
und Schmalspurjuristen mit ei-
nem Überhang an schnell veral-
tendem technischen Spezialwis-
sen ausbildet, ist ein Irrweg.

Es ist überhaupt der Begriff
des „Generalisten“ im Jus-Studi-
um deplatziert. So wie es im Me-
dizinbereich keinen Orthopäden
ohne medizinische Grundausbil-
dung geben kann, so hat ein Wirt-
schaftsrechtsabsolvent ohne soli-
de rechtliche Grundkenntnisse
(und dazu zähle ich auch Fächer
wie das Römische Recht, die
Rechtsgeschichte und die Metho-
denlehre) zeitlebens mit Ausbil-
dungsdefiziten zu kämpfen, die
ihm die Ausübung seines Berufs
erheblich erschweren.

Angeblich mit einem Parallel-
angebot verbundene Qualitätspro-
bleme (was die „Generalistenaus-
bildung“ an den FHs anbelangt)
sind vorgeschützt. Es wäre für die
FHs kein Problem, Lehrpersonal
zu rekrutieren, das nicht nur den
letzten Stand der Rechtsentwick-
lung kennt, sondern auch die ein-
schlägige wissenschaftliche Dis-
kussion im Auge hat. Dasselbe
gilt für die Betreuung von Diplom-
arbeiten. Angesichts der gegen-
wärtig sehr niedrigen Honorie-
rung der Lehre an den Universitä-
ten – die Betreuung von wissen-
schaftlichen Arbeiten hat mittler-
weile weitgehend unentgeltlich zu
erfolgen – wäre etwas mehr Wett-
bewerb um gute Lehre und Be-
treuung nur wünschenswert und
könnte sich vielleicht auch in ei-
ner Honorierung niederschlagen,
die Einsatz und Können einiger-
maßen würdevoll entlohnt. Was
ein weiterführendes Doktoratsstu-
dium anbelangt, böten sich zahl-
reiche Kooperationsmöglichkeiten

mit den Universitäten an. Aber
was wären die Vorteile eines sol-
chen Parallelangebots? Die FHs
bieten eine intensive Betreuung,
grundsätzlich die Einhaltung der
Regelstudienzeit und sie könnten
flexibel auf einen weiteren Bedarf
an Spezialisierung – im Wege von
Aufbaustudien und Wahlfächern
– reagieren.

Und worin läge der Vorteil für
die Universitäten? Einmal in ei-
nem Mindestmaß an Wettbewerb,
das gerade ein Studium nötig hat,
dem die internationale Konkur-
renz fast völlig fehlt. Beispielswei-
se würde damit die systematische
Nichtabhaltung von Lehrveran-
staltungen gegenüber einer Kon-
kurrenz, bei welcher ein Seminar
mit 15 Doppelstunden auch 15
Doppelstunden hat, nur mehr
schwer möglich sein. Universi-
tätsangehörige mit wissenschaft-
lichem Impact-Faktor null oder
nahe null würden auch in den
Rechtswissenschaften nicht mehr
so leicht Karriere machen.

Steigende Ansprüche durch
mehr Wettbewerb

Beide Einheiten, die um Studie-
rende und Mittel konkurrieren
würden, müssten ihre – behaupte-
ten – Stärken tagtäglich beweisen:
Die Universitäten durch eine ver-
stärkte Forschungsleistung, die

FHs durch die Qualität der Lehre,
und beide würden mit dem Kon-
kurrenten auch auf dem jeweils
anderen Gebiet in Wettbewerb
treten, wobei steigende Ansprü-
che zu einer qualitativen Auslese
führen würden.

Zum anderen würden die Uni-
versitäten damit entlastet wer-
den. Es würden Betreuungsver-
hältnisse hergestellt werden, die
eine bessere Begleitung der Stu-
dierenden vom ersten bis zum
letzten Semester – und insbeson-
dere auch beim Verfassen der
Abschlussarbeiten – ermöglichen
würden. Das letzthin von berufe-
ner Seite beklagte Phänomen zu-
nehmender Fremdanfertigung
von Abschlussarbeiten könnte

man damit – zumindest für den
juristischen Bereich – besser in
den Griff bekommen.

Kein Zweifel: Eine wesentliche
Verantwortung für diese Zustän-
de liegt beim UG 2002, das viel-
leicht Machtambitionen Einzel-
ner zu bedienen vermag, aber
bei Leistungsanreizen für die
breite Masse der Lehrenden und
auch bei der Sicherstellung einer
wirksamen Mindestkontrolle in
Bezug auf die Einhaltung der
Dienstpflichten kläglich versagt
hat.

Ein System, das mit öffentli-
chen Mitteln finanziert wird, die
Evaluierung nicht wirklich ernst
nimmt und gegenüber jeder exter-
nen Kontrolle Autonomie vor-
schützt (wobei die Universitätsau-
tonomie gerade nicht Miss-
brauchskontrolle verhindern soll-
te), ist rechtsstaatlich ein Unding.

Dramatischer Rückbau von
Kontrolle durch UG 2002

Die Urheber des UG 2002 haben
den dramatischen Rückbau der
Kontrolle im UG 2002 mit einer
angeblichen Kontrolle durch den
Markt zu rechtfertigen versucht.
Dieses Argument steht auf töner-
nen Füßen, denn hier wird einer
marktwirtschaftlichen Kontrolle
das Wort geredet, ohne dass es ei-
nen solchen Markt gäbe.

Die möglichen Ansatzpunkte
für eine – längst überfällige – Re-
form des UG 2002 wären somit
zahlreich und gerade (aber nicht
nur) für die Juristenausbildung
von großer Dringlichkeit: Die Eva-
luierungsvorschriften müssten
konkretisiert und „mit Zähnen ver-
sehen“ werden, an die Nichteinhal-
tung von Dienstpflichten müssten
konkrete Konsequenzen geknüpft
werden (rechtsstaatlich und formal
eigentlich eine Selbstverständlich-
keit, aber eben nicht in der Pra-
xis), Habilitations- und Berufungs-
verfahren müssten objektiviert
und transparent gestaltet werden;
zumindest schwere Verstöße in
diesen Verfahren müssten ernst-
hafte Folgen haben, das aufsichts-
behördliche Verfahren gemäß § 45
UG 2002 müsste völlig neu gestal-
tet werden mit Parteistellung des
Beschwerdeführers in einem Ver-
fahren, das rechtsstaatlichen Krite-
rien genügt.

Gleichzeitig müssen aber auch
hinreichende Anreizsysteme ge-
schaffen werden: Gute Lehre
muss größere Wertschätzung er-
fahren, Lehre und die Betreuung
von wissenschaftlichen Arbeiten
wohl insgesamt besser entlohnt
werden. Da die Beharrungsten-
denzen in Österreich aber – auch
bei längst überfälligen Reformen
– bekanntlich groß sind und der
Handlungsbedarf nicht zu überse-
hen ist, könnten erste Ansätze für
etwas mehr Markt, den das UG
2002, wie erwähnt, fälschlicher-
weise voraussetzte, aber nicht
schaffen konnte, für zumindest
partielle Abhilfe sorgen.

Solides Grundwissen und
Spezialwissen notwendig

Ein zusätzliches Ausbildungsan-
gebot für Juristen an den Fach-
hochschulen wäre zwar kein All-
heilmittel, doch würde es eine ge-
hörige Portion Wettbewerb in das
System bringen. Das Gegenargu-
ment wird lauten: Brauchen wir
denn noch mehr Juristen? Nein,
darum geht es nicht. Wir brau-
chen eine qualitativ hochwertige
Ausbildung, die sowohl solides
Grundwissen als auch aktualitäts-
bezogenes Spezialwissen garan-
tiert. Wettbewerb hat sich in der
Wirtschaft als unabdingbarer
Qualitätssicherungsmechanismus
erwiesen. Es besteht Grund zur
Hoffnung, dass Wettbewerb in der
Ausbildung, hier konkret in der
Juristenausbildung, eine ähnliche
Funktion erfüllen kann. ■

Von Peter Hilpold

Ein zusätzliches Ausbildungsangebot für Juristen brächte Wettbewerb in das System – solide Kenntnisse vorausgesetzt.

Jus an Fachhochschulen? Ja, aber . . .
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Sie sind anderer Meinung?
Diskutieren Sie mit: Online unter

www.wienerzeitung.at/recht oder unter
recht@wienerzeitung.atW
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ÖGWT-Seminar. Die Österreichi-
sche Gesellschaft der Wirtschafts-
treuhänder (ÖGWT) hält am 16.
November 2016 ein Seminar zum
Thema „Qualitätsmanagement für
Steuerberatungskanzleien“ ab.
Ziel des ÖGWT-Trainings ist das
Erwerben von theoretischem und
anwendungsorientiertem Wissen,
wobei die sofortige Anwendbar-
keit im Vordergrund steht. Es re-
ferieren Sonja Haingartner, Steu-
erberaterin, und Harald Schützin-
ger, Unternehmensberater und
Steuerberater.
Mehr unter www.oegwt.at

Baker & McKenzie. Katharina
Brückner verstärkt die internatio-
nale Anwaltskanzlei Baker &
McKenzie in
Wien als Rechts-
anwältin. Die
Wienerin Brück-
ner (29) ist auf
Schiedsverfah-
ren und Zivilpro-
zesse in den Be-
reichen Gesell-
schaftsrecht,
Banking & Fi-
nance sowie Antitrust speziali-
siert. Foto: Baker & McKenzie

Lumsden & Partners. Robin
Lumsden und Dimitar Anadoliys-
ki – beide Partner bei Lumsden &
Partners Attorneys at Law (Wien
und New York) – haben die WH
Mediengruppe bei der komplexen
Bereinigung ihrer Konzernstruk-
tur durch mehrere Umgründun-
gen beraten. Die WH Medien
GmbH, eine 100-prozentige Toch-
ter der Wien Holding, zeichnet für
den Fernsehsender W24 und die
W24 Programmgesellschaft ver-
antwortlich, die zu den größten
Content-Produzenten in Öster-
reich zählt.

Podiumsdiskussion. Was bedeu-
tet der Brexit für die Europäische
Union und für Österreich? Darü-
ber diskutieren am Abend des 9.
November 2016 Experten bei Bin-
der Grösswang. Als Diskutanten
sind Martin Eichtinger, Österrei-
chischer Botschafter im Vereinig-
ten Königreich von Großbritanni-
en und Nordirland, Walter Schus-
ter, bis 2014 Vice Chairman, Fi-
nancial Institutions Group Euro-
pe, JP Morgan, London, Voestalpi-
ne-Vorstand Peter Schwab und
Leigh Turner, britischer Botschaf-
ter in Wien, angekündigt.

BRANCHENNEWS

Katharina
Brückner

Mit dem Deregulierungsgesetz
2017 (I) soll im Zeitalter der fort-
schreitenden Digitalisierung die
Kommunikation auf elektroni-
schem Weg von Bürgern und Un-
ternehmen mit Behörden ausge-
baut und erleichtert werden. Ein
Ministerialentwurf, der sich noch
bis 30. November in Begutach-
tung befindet, sieht unter ande-
rem das Recht auf den elektroni-
schen Behördenverkehr vor.

Informationen zu diesem und
anderen Neuerungen unter

www.help.gv.at und www.usp.gv.at
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